
Informationsgespräch  für
Abgeordnete: Bezirksregierung
will  Flüchtlingsarbeit
transparent machen
„Uns  ist  es  wichtig,  Transparenz  in  das  Verfahren  um  die
Unterbringung,  Betreuung  und  Zuweisung  von  Flüchtlingen  zu
bringen“, sagt Regierungspräsidentin Diana Ewert. Deshalb lud
die  Bezirksregierung  die  Abgeordneten  des  Regierungsbezirks
nun zu einer Informationsveranstaltung nach Arnsberg ein. Und
das nicht nur um nicht nur offene Fragen zu klären, sondern
auch die Arbeit der Bezirksregierung vorzustellen – und mit
beeindruckenden Zahlen die Komplexität der Flüchtlingsarbeit
zu verdeutlichen.

„2013 arbeiteten im Dezernat für die Unterbringung, Betreuung
und  Zuweisung  von  Flüchtlingen  noch  rund  20  Mitarbeiter.
Inzwischen sind es fast 400“, sagt die Regierungspräsidentin.
Dabei ist Europa beziehungsweise Deutschland gar nicht das
Hauptziel der Menschen, die weltweit auf der Flucht sind: „80
Prozent  der  Menschen  haben  in  Entwicklungsländern  Zuflucht
gefunden“,  erklärt  der  zuständige  Abteilungsleiter  Thomas
Sommer.

Dennoch kommen derzeit pro Monat zwischen 12.000 und 16.000
Flüchtlinge nach Nordrhein-Westfalen. „Darunter sind deutlich
mehr Menschen aus Syrien und dem Irak als aus den Ländern des
Weltbalkan“,  so  Sommer.  Deshalb  müsse  von  einer  längeren
Bleibeperspektive  ausgegangen  werden.  Zugleich  sei  es
schwierig zu sagen, welche Entwicklungen im nächsten Jahr die
Flüchtlingsströme wie beeinflussen würden.

Klar sei nur dass das Land und die Bezirksregierungen die
Unterbringungseinrichtungen  im  nächsten  Jahr  anders
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strukturieren  wolle:  „Wir  müssen  von  den  Turnhallen
wegkommen“,  so  Sommer  und  griff  damit  bereits  einigen
Nachfragen  der  anwesenden  Abgeordneten  vorweg.

Fragen gab es dennoch genügend: So wollten die Abgeordneten
unter  anderem  wissen,  ob  es  Möglichkeiten  gibt,  wie  die
Vergabeverfahren bei Bauarbeiten innerhalb der Einrichtungen
beschleunigt  werden  könnten.  „Wir  bemühen  uns  darum,  das
einfacher zu gestalten“, so Regierungspräsidentin Diana Ewert,
„doch  die  Vergabeverfahren  müssen  weiterhin  ordnungsgemäß
ablaufen.“


